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echten oder vermeintlichen Anhängern der PKK grundlegend neue Erkenntnisse gewon

nen worden seien. So sei das Notstandsrecht in sämtlichen Provinzen der Türkei aufge

hoben worden. In den letzten Jahren habe es außerdem eine umfangreiche Reformge

setzgebung gegeben, welche die Foltergefahr erheblich verringert habe. Vor dem Hinter

grund der Bemühungen der Türkei um einen EU Beitritt sei ferner davon auszugehen,

dass die vom Kläger behaupteten Sachverhalte aus dem Jahr 1998 inzwischen verjährt,

auch faktisch vergessen und bedeutungslos geworden seien, zumal bereits damals offen

sichtlich kein Strafverfahren gegen den Kläger eingeleitet worden sei. Der Kläger habe in

seiner Anhörung vom März 2000 selbst eingeräumt, dass ihm im Zeitraum zwischen der

im Jahr 1998 erfolgten Festnahme und der erst im Dezember 1999 auf dem Luftweg er

folgten Ausreise nichts weiter passiert sei. Nach alledem sei es unwahrscheinlich, dass

der in der Türkei wegen seiner Taten nicht registrierte Kläger heute noch Probleme im

Falle der Rückkehr haben werde. Die stattdessen geäußerte Furcht vor der Ableistung

des Militärdienstes sei asylrechtlich irrelevant. Für ein geändertes Rechtssystem und eine

deutliche Reduzierung einer etwaigen Foltergefahr für Kurden aus der Türkei sprächen

zudem das neue türkische Strafgesetzbuch und die neue türkische Strafprozessordnung,

die beide jeweils ab dem 1. Juni 2005 in Kraft getreten seien. Die geänderte Lage inder

Türkei finde auch darin ihren Ausdruck, dass in der obergerichtlichen (deutschen) Recht

sprechung die Voraussetzungen, unter denen für türkische Staatsangehörige eine sog.

Sippenhaftgefahr anerkannt werde, enger als zuvor gefasst würden. Infolge der gesetzli

chen Reformen, die trotz Kritik an den noch bestehenden Defiziten von allen Menschen

rechtsorganisationen anerkannt würden, könne davon ausgegangen werden, dass zu

rückkehrende Asylbewerber, auch solche, die zuvor dort gefoltert und misshandelt worden

seien, bei einer Rückkehr in die Türkei nicht (erneut) gefoltert würden. Zwingende, auf

früheren Verfolgungen beruhende Gründe gemäß § 73 Abs. 1 Satz 3 AsylVfG seien nicht

ersichtlich. Die - getrennt geprüften - Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG lägen

ebenso wenig wie Abschiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 - 5, 7 AufenthG vor. Insbeson

dere sei eine konkrete Gefahr für den Kläger, bei einer Rückkehr gefoltert oder anderwei

tig menschenrechtswidrig bßhandelt zu werden, nicht ersichtlich. Zwar werde jeder Einrei

sende kontrolliert. Türkische Staatsangehörige, die im Besitz eines gültigen, zur Einreise

berechtigenden Reisedokuments seien, könnten normalerweise die Grenzkontrolle unge

hindert passieren. Anders sei es für Personen ohne gültiges Reisedokument oder mit ei

nem Pass, aus dem ersichtlich sei, dass sie sich rechtswidrig im Bundesgebiet aufgehal

ten hätten. Dieser Personenkreis müsse damit rechnen, auf der Polizeiwache festgehalten

zu werden. Schwierigkeiten könnten dann eintreten, wenn die Befragung, die Durchsu

chung des Gepäcks oder Recherchen bei den Heimatbehörden bei den Grenzbehörden
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den Verdacht begründeten, der Rückkehrer sei Mitglied oder Unterstützer der

PKKlKONGRA-GEL oder anderer illegaler Organisationen. Dann würde der Betroffene

der Abteilung für Terrorbekämpfung des zuständigen Polizeipräsidiums bzw. der zustän

digen Staatsanwaltschaft überstellt. In der Vergangenheit sei es dabei zu strafrechtlichen

Verfolgungen und Misshandlungen gekommen. Gleiches gelte für nahe Angehörige (Ehe

gatten, Eltern, Kinder ab 13 Jahren oder Geschwister) von Aktivisten staatsfeindlicher

Organisationen, die von türkischen Sicherheitsbehörden mit Haftbefehl gesucht würden.

Die Wahrsch'einlichkeit derartiger Übergriffe habe jedoch inzwischen im Zuge des Re

formprozesses ebenso deutlich abgenommen wie die Wahrscheinlichkeit, dass die Beein

trächtigungen der Angehörigen durch solche Maßnahmen die Schwelle des asylrechtlich

Unzumutbaren überschritten. Zudem fehle es an Referenzfällen aus jüngerer Zeit. Zu dem

demnach allenfalls gefährdeten Personenkreis gehöre der Kläger aus den zuvor genann

ten Gründen offensichtlich nicht. Belege für eine behauptete posttraumatische Belas

tungsstörung habe er nicht vorgelegt. Schon deshalb komme die Feststellung eines hier

auf begründeten Abschiebungshindernisses nach § 60 Abs. 7 AufenthG nicht in Betracht.

Im Übrigen werde vorsorglich darauf hingewiesen, dass solche Erkrankungen in der Tür

kei behandelbar seien.

Der Kläger hat am 6. Juli 2006 den Verwaltungsrechtsweg (mit einem Anfechtungsbegeh

ren) beschritten. Zur Begründung ist vorgetragen worden, dass die Voraussetzungen für

einen Widerruf der (Asyl- und) Flüchtlingseigenschaft nicht vorlägen. Die von der Beklag

ten behauptete Verbesserung der politischen Verhältnisse in der Türkei gäbe es nicht. Der

Kläger sei im Erstverfahren wegen der von ihm vorgetragenen Unterstützungshandlungen

zugunsten der PKK als landesweit von einer Verfolgung bedroht angesehen und deshalb

anerkannt worden. Für diesen Personenkreis verbiete sich ein Widerruf, da sich die maß

gebliche Sachlage nicht in dem erforderlichen Umfang geändert, d.h. verbessert habe.

Es sei vielmehr unverändert nicht auszuschließen, dass Personen, die in den Verdacht

der PKK-Unterstützung geraten seien, in der Türkei misshandelt würden. Dies gelte un

abhängig davon, ob nach den maßgeblichen türkischen Bestimmungen eine Strafverfol

gung heute noch zulässig sei. Eine erneute Verfolgung des Klägers bei einer Rückkehr in

die Türkei sei jedenfalls nicht - wie erforderlich - mit hinreichender Sicherheit auszuschlie

ßen. Im Übrigen sei der Kläger traumatisiert und könne sich somit auf zwingende, auf

frühere Verfolgung beruhende Gründe berufen, die einem Widerruf selbst bei einem Weg

fall der Verfolgungsgefahr entgegenstünden.
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In der mündlichen Verhandlung vor dem Verwaltungsgericht hat der Kläger auf Nachfrage

ergänzend angegeben, sein Vater und seine Familie seien "in der PKK gewesen". Er

selbst sei in einer "Jugendclique" gewesen, die von der PKK Aufgaben bekommen und

auch immer wahrgenommen habe. Er sei einmal von der Polizei festgenommen worden,

als er Plakate von Öcalan dabei gehabt habe. Man habe ihn deshalb verhaftet und nach

Namen gefragt. Die tatsächlichen Namen seien ihm jedoch nicht bekannt gewesen, ledig

lich die Codenamen. Die in der Polizeihaft erlittene Misshandlung sei ihm noch immer

gegenwärtig. Er sei aber bemüht, diese Gedanken zu verdrängen, und wolle hierüber

auch nicht mit anderen, auch nicht mit Ärzten, sprechen. Deshalb habe er sich bislang

nicht behandeln lassen. Im Übrigen befürchte er, wegen seiner Betätigung für die PKK

beim Militär ausgegrenzt und misshandelt zu werden. Schließlich wolle er nicht gegen

sein eigenes Volk "kämpfen".

Der Kläger hat beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 15. Juni 2006 aufzuheben.

Die Beklagte hat unter Bezugnahme auf die Begründung des angefochtenen Bescheides
beantragt,

die Klage abzuweisen.

Das Verwaltungsgericht hat die Klage zunächst durch Gerichtsbescheid vom 19. Mai

2008, zugestellt am 21. Mai 2008, und auf den vom Kläger am 4. Juni 2008 gestellten

Antrag auf Durchführung der mündlichen Verhandlung nach Durchführung einer mündli

chen Verhandlung am 8. Juli 2008 auch durch Urteil abgewiesen. Es hat ausgeführt, dass

Rechtsgrundlage des angefochtenen Verwaltungsaktes § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG sei.

Da § 51 Abs. 1 AuslG nunmehr durch die Regelung des § 60 (Abs. 1) AufenthG ersetzt

worden sei, sei § 73 Abs. 1 AsylVfG entsprechend auf den Widerruf der Altanerkennung

nach § 51 Abs. 1 AuslG anzuwenden. Im Übrigen wurde zur Begründung des Urteils auf

die Gründe des angefochtenen Bescheides Bezug genommen und im Hinblick auf den

Vortrag des Klägers in der mündlichen Verhandlung ergänzend ausgeführt, dass - die

Richtigkeit der Fluchtgeschichte des Klägers unterstellt - allein der Umstand, dass er 1998

von der Polizei einmal beim "Wände Beschmieren" ertappt und deswegen festgenommen

worden sei, heute nicht mehr zu einer Verfolgungsgefahr führen könne. Das gelte insbe

sondere unter Berücksichtigung des zeitlichen Abstands seit den damaligen Geschehnis-
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sen. Eine Sippenhaftgefahr sei nur bei Verwandten von hochrangigen PKK-Funktionären

anzunehmen. Zu diesem Personenkreis zähle der Kläger nicht. Ein Gutachten zu der Fra

ge, ob beim Kläger eine nunmehr behauptete posttraumatische Belastungsstörung vorlie

ge, sei nicht einzuholen. Dies liefe auf einen unzulässigen Ausforschungsbeweis hinaus.

Im Übrigen sei der Kläger mit diesem Vorbringen auch präkludiert. Schließlich stehe dem

Widerruf auch nicht entgegen, dass der Kläger bei einer Rückkehr in der Türkei mögli

cherweise seinen Wehrdienst abzuleisten habe. Die Ableistung des Wehrdienstes ent

spreche seiner allgemeinen staatsbürgerlichen Pflicht. Er müsse während des Wehrdiens

tes auch nicht - etwa aufgrund seiner Vorverfolgung - mit einer erniedrigenden Behand

lung rechnen.

Der Senat hat auf den Antrag des Klägers mit Beschluss vom 27. Oktober 2008 die Beru

fung gemäß § 78 Abs. 3 Nr. 3 AsylVfG i. V. m. § 138 Nr. 6 VwGO zugelassen. Dem Urteil

lasse sich nicht mit Sicherheit entnehmen, welcher Wahrscheinlichkeitsrnaßstab (für eine

erneute Verfolgung des Klägers bei einer Rückkehr in die Türkei) zur Beurteilung der

Rechtmäßigkeit des Widerrufsbescheides angewandt worden sei.

Nach Zustellung dieses Beschlusses an den Kläger am 31. Oktober 2008 hat er die Beru

fung am 1. Dezember 2008 begründet und sich zur Begründung unter Wiederholung und

Vertiefung des erstinstanzlichen Vorbringens nochmals darauf berufen, dass eine erneute

Verfolgung durch die türkischen Sicherheitsbehörden nicht mit der hinreichenden Wahr

scheinlichkeit ausgeschlossen werden könne. Es sei naheliegend, dass auch gegen ihn

ein Verfahren gemäß Art. 269 tStGB eingeleitet worden sei, er zumindest aber als Person

gelte und registriert sei, die wegen Aktivitäten zu Gunsten der PKK auffällig geworden sei.

Die politischen Verhältnisse in der Türkei seien nicht so, dass der so bestimmte Perso

nenkreis, nämlich solche, die im Verdacht stünden, der PKK oder ihren Nachfolgeorgani

sationen nahe zu stehen, nicht oder kaum noch verfolgt würden. Wegen des Vorbringens

des Klägers in der mündlichen Verhandlung wird auf das Protokoll der Sitzung Bezug ge

nommen.

Der Kläger beantragt,

unter Änderung des angefochtenen Urteils den Bescheid der Be
klagten vom 15. Juni 2006 aufzuheben.
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Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurückzuweisen.

Sie hat auf Nachfrage des Berichterstatters des Senats mitgeteilt, dass die Anerken

nungsentscheidung "im Wesentlichen" wegen der politischen Aktivitäten des Klägers in

einer Jugendgruppe der PKK und der Annahme erfolgt sei, dem Kläger drohten deswegen

(damals) Verhaftung und Folter. Heute drohe dem Kläger bei einer Rückkehr in die Türkei

jedoch mit hinreichender Sicherheit keine erneute Verfolgung mehr. Im Übrigen sei zwei

felhaft, ob der Kläger sein Heimatland im Dezember 1999 überhaupt vorverfolgt verlassen

habe und zu Recht anerkannt worden sei.

Unabhängig von den vorherigen, verfolgsbezogenen Ausführungen lägen die Widerrufs

voraussetzungen aber auch deshalb vor, weil der Kläger den Ausschlusstatbestand des

§ 60 Abs. 8 Satz 1 AufenthG erfüllt habe. Denn er sei im Jahr 2004 zu einer "Jugendfrei

heitsstrafe" von mehr als drei Jahren verurteilt worden und nach dem Urteil sehr gewalt

bereit. Da § 60 Abs. 8 Satz 1 AufenthG nunmehr im Lichte des Art. 14 Abs. 4 b) der Richt

linie 2004/83/EG "gemeinschaftskonform" auszulegen sei, könne auch eine solche Ju

gendstrafe, verbunden mit einer hier zu bejahenden Wiederholungsgefahr, zur Aberken

nung der Flüchtlingseigenschaft führen. Ihr schriftsätzliches Vorbringen, der Kläger könne

durch seine Aktivitäten zu Gunsten der PKK in der Türkei vor seiner Ausreise zusätzlich

den ebenfalls gemeinschaftskonform zu verstehenden weiteren Ausschlusstatbestand des

§ 60 Abs. 8 Satz 2 AufenthG, § 3 Abs. 2 AsylVfG erfüllt haben, hat die Beklagte in der

mündlichen Verhandlung nicht mehr aufrecht erhalten.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den übrigen Inhalt

der Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsvorgänge Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

Die Berufung des Klägers gegen das klageabweisende Urteil des Verwaltungsgerichts hat

Erfolg.

Die Berufung ist nach Zulassung durch den Senat statthaft und auch im Übrigen zulässig,

insbesondere fristgerecht begründet worden.
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Streitgegenstand der Berufung ist (nur) der Widerruf der Asylberechtigung des Klägers

und seiner Flüchtlingsanerkennung.

Hinsichtlich der Asylanerkennung bedarf dies keiner weiteren Ausführungen.

Hinsichtlich der Flüchtlingsanerkennung hat das beklagte Bundesamt im angefochtenen

Bescheid zwischen dem Widerruf der Feststellungen bezogen auf § 51 Abs. 1 AuslG und

der (erstmaligen) Feststellung des Nichtvorliegens der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1

AufenthG differenziert. Diese Differenzierung ist aber mit dem Verwaltungsgericht unzu

treffend. Die vormalige Feststellung des Vorliegens der Voraussetzungen des § 51 Abs. 1

AuslG gilt nach § 102 Abs. 1 AufenthG als eine Flüchtlingsanerkennung im Sinne des

§ 60 Abs, 1 AufenthG, § 3 AsylVfG fort. Demnach bezieht sich der Widerruf unmittelbar

auf das "Nichtmehrvorliegen" der Voraussetzungen des § 60 Abs. 1 AufenthG. Hiervon

geht im Ergebnis auch das Bundesverwaltungsgericht in seiner Rechtsprechung aus (vgL

etwa Urt. v. 25.11.2008 - 10 C 53/07 -, NVwZ 2009, 328 f.).

Streitgegenstand des vorliegenden Berufungsverfahrens ist hingegen nicht, und zwar

auch nicht hilfsweise, ob das beklagte Bundesamt das Vorliegen der Voraussetzungen

des § 60 Abs. 2 - 5, 7 AufenthG zu Recht verneint hat. Zwar entspricht es der typischen

Interessenlage des betroffenen Ausländers, in einem solchen Fall nicht nur eine Anfech

tungsklage gegen den Widerrufsteil des Bescheides, sondern bezogen auf die Gewäh

rung subsidiären Schutzes nach europäischem und nationalem Recht, d.h. hinsichtlich der

Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 - 5, 7 AufenthG hilfsweise auch eine Verpflichtungskla

ge zu erheben. Dies hat der Kläger jedoch weder ausdrücklich noch sinngemäß getan

und auch nach der Erörterung dieser Frage in der mündlichen Verhandlung vor dem Se

nat nicht geltend gemacht, dass er sich zumindest hilfsweise auf das mit der Verpflich

tungsklage zu verfolgende Vorliegen von entsprechenden Abschiebungsverboten nach

§ 60 Abs. 2 - 5, 7 AufenthG berufen will. Hiervon ist zutreffend auch das Verwaltungsge

richt nicht ausgegangen. Denn es hat in seinem Gerichtsbescheid ausgeführt, dass

Rechtsgrundlage für den angefochtenen Bescheid § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG sei. Dies

trifft aber ersichtlich lediglich auf den Widerrufsteil und nicht auf die ergänzenden Feststel

lungen zu Ziffer 4 des angefochtenen Bescheides hinsichtlich des Nichtvorliegens von

Abschiebungsverboten nach § 60 Abs. 2 - 5, 7 AufenthG zu. Ist damit schon in erster In

stanz kein entsprechendes Hilfsbegehren Gegenstand des Klageverfahrens gewesen, so

stellt sich auch nicht die Frage, ob der Senat die Berufung auch hinsichtlich eines solchen

Hilfsbegehrens zugelassen hat oder - was möglich ist und vorliegend mangels Darlegung
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von Zulassungsgründen insoweit auch geboten gewesen wäre (vgl. etwa BVerwG,

Beschl. v. 29.6.2009 - 10 B 60/08 -, Buchholz 402.242 § 60 Abs. 2 ff. AufenthG Nr. 35)

ein solches Hilfsbegehren jedenfalls mangels Zulassung der Berufung bezogen auf Ab

schiebungsverbote nach § 60 Abs. 2 - 5 und 7 AufenthG bereits rechtskräftig abgelehnt

geworden ist.

Ist somit Streitgegenstand des Berufungsverfahrens der Widerruf der Asyl- und Flücht

lingsanerkennung des Klägers, so ist die so verstandene Berufung des Klägers gegen das

klageabweisende Urteil des Verwaltungsgerichts auch begründet.

Denn die vorgenannten Anerkennungen des Klägers sind weder rechtmäßig zurückge

nommen (1.) noch widerrufen (2.) worden.

1. a) Die Voraussetzungen für die vom Vertreter der Beklagten in der mündlichen Ver

handlung sinngemäß angesprochene Rücknahme der Anerkennungen nach § 73 Abs. 2

AsylVfG (vgl. zur grundsätzlichen Berücksichtigungsfähigkeit dieser Bestimmung auch bei

einem - wie hier - auf § 73 Abs. 1 AsylVfG gestützten Widerruf: BVerwG, Urt. v.

24.11.1998 - 9 C 53/97 -, BVerwGE 108, 30 ff.) sind nicht gegeben. Die Anerkennungen

des Klägers beruhen weder auf "unrichtigen Angaben" noch darauf, dass er im Erstver

fahren "wesentliche Tatsachen" verschwiegen hätte. Ob der Kläger auf der Grundlage

seiner Angaben zu Recht als Asylberechtigter und als Flüchtling anerkannt worden ist

oder dies bei zutreffender Würdigung der Sach- und Rechtlage nicht erfolgt wäre, ist in

soweit unerheblich. Allenfalls wäre insoweit an eine Rücknahme nach § 48 VwVfG zu

denken.

b) Wie sich aus § 73 Abs. 4 AsylVfG ergibt und auch in der Rechtsprechung anerkannt ist

(vgl. BVerwG, Urt. v. 19.9.2000 - 9 C 12/00 -, BVerwGE 112, 80 ff.), kommt zwar - soweit

die Anerkennung als Asylberechtigter oder Flüchtling bereits ursprünglich rechtswidrig war

- über die speziellen Regelungen des § 73 Abs. 1 und 2 AsylVfG hinaus auch eine Rück

nahme der Anerkennungen nach § 48 VwVfG grundsätzlich in Betracht. Dabei handelt es

sich jedoch um eine Ermessensvorschrift, d.h. ein entsprechendes Ermessen muss aus

geübt worden sein. Hieran mangelt es vorliegend. Zudem dürfte einem auf § 48 VwVfG

gestützten Widerruf vorliegend auch Vertrauensschutz entgegenstehen.
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Der angefochtene Aufhebungsbescheid der Beklagten vom 15. Juni 2006 kann damit

auch im Wege der Umdeutung nach § 47 VwVfG nicht rechtmäßig auf § 48 VwVfG als

Rechtsgrundlage gestützt werden.

2. Die Anerkennungen des Klägers konnten ferner nicht rechtmäßig nach § 73 Abs. 1

AsylVfG widerrufen werden, da weder die dafür erforderlichen Voraussetzungen des § 60

Abs. 8 Satz 1 AufenthG oder des § 3 Abs. 2 AsylVfG gegeben sind (a) noch sich die ur

sprüngliche Verfolgungslage für den Kläger erheblich und nicht nur vorübergehend geän

dert hat (b) und einem Widerruf zudem § 73 Abs. 1 Satz 3 AsylVfG entgegenstehen wür

de (c).

2. a) aal Ein Widerruf nach § 73 Abs. 1 AsylVfG kann grundsätzlich auch darauf gestützt

werden, dass der Asylberechtigte oder Flüchtling nachträglich einen Ausschlussgrund

nach § 60 Abs. 8 Satz 1 AufenthG verwirklicht hat (vgl. BVerwG, Urt. v. 1.11.2005 -1 C

21/04 -, BVerwGE 124, 276 ff.). Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge

richts zu § 51 Abs. 3 (Satz 1) AuslG, der Vorgängervorschrift des § 60 Abs. 8 Satz 1 Auf

enthG, setzt dieser Ausschlusstatbestand, soweit er nach seiner hier allein in Betracht

kommenden zweiten Alternative die Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens

drei Jahren voraussetzt, jedoch eine Bestrafung nach Erwachsenenstrafrecht voraus; eine

Verurteilung zu einer Jugendstrafe ist unzureichend (vgl. Urt. v. 16.11.2000 - 9 C 4/00 -,

BVerwGE 112, 180 ff.). In Kenntnis dieser Rechtsprechung hat der Gesetzgeber beim

Erlass des Aufenthaltsgesetzes die vormals in § 51 Abs. 3 AuslG enthaltene Regelung in

§ 60 Abs. 8 Satz 1 AufenthG übernommen, so dass davon auszugehen ist, dass er die

Vorschrift damals im Sinne der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts verstan

den hat. Es besteht auch kein Anlass, den unverändert übernommenen Begriff der "Frei

heitsstrafe" nach Ablauf der Frist zur Umsetzung der Qualifikationsrichtlinie 2004/83/EG

weitergehend zu verstehen und nunmehr - jedenfalls hinsichtlich der Flüchtlingsanerken

nung - auch eine Verurteilung zu einer Jugendstrafe als davon mitumfasst anzusehen, wie

dies die Beklagte geltend macht. Der Qualifikationsrichtlinie 2004/83/EG kommt als ge

meinschaftsrechtlicher Richtlinie nach Art. 288 Abs. 3 AEUV keine unmittelbare Wirkung

zu Lasten von Privatpersonen zu, sie bedarf dazu vielmehr der Umsetzung in nationales

Recht. Der insoweit allenfalls in Betracht kommende § 60 Abs. 8 Satz 1 Alt. 2 AufenthG ist

jedoch durch das Richtlinienumsetzungsgesetz vom 19. August 2007 (BGB!. I S. 215)

unberührt geblieben. Auch das Bundesverwaltungsgericht geht in seiner neueren Recht

sprechung (vg!. Besch!. v. 12.10.2009 - 10 B 17/09 -, juris) deshalb davon aus, dass die

zur Auslegung der wortgleichen Vorgängerregelung in § 51 Abs. 3 (Satz 1) Alt. 2 AuslG
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entwickelten Grundsätze allgemein fort gelten und keiner gemeinschaftsrechtlichen Modi

fikation bedürfen. Dass hinsichtlich der Auslegung des Begriffs "Freiheitsstrafe" etwas

anderes gelten soll, ist nicht zu erkennen. Hierzu zwingt auch Gemeinschaftsrecht nicht.

Denn nach Art. 14 Abs. 4 b) der Qualifikationsrichtlinie können die Mitgliedstaaten zwar

einem Flüchtling die ihm ... zuerkannte Rechtsstellung aberkennen, diese beenden oder

ihre Verlängerung ablehnen, wenn er eine Gefahr für die Allgemeinheit dieses Mitglied

staats darstellt, weil er wegen eines besonders schweren Verbrechens rechtskräftig verur

teilt wurde, und nach Art. 14 Abs. 5 können die Mitgliedstaaten in den in Absatz 4 genann

ten Fällen auch entscheiden, einem Flüchtling eine Rechtsstellung nicht zuzuerkennen,

solange noch keine Entscheidung darüber gefasst worden ist. Wie ein Vergleich mit den

Regelungen in den vorhergehenden Absätzen des Artikel 14 ergibt, handelt es sich aber

um eine fakultative Aberkennungsmöglichkeit, d.h. der Mitgliedstaat kann aus einem in

Art. 14 Abs. 4 genannten Grund eine zuvor erfolgte Anerkennung aufheben, muss dies

aber nicht tun. Damit steht dem Mitgliedstaat grundsätzlich auch die Möglichkeit offen, bei

dem Personenkreis, dessen Bestrafung zum Ausschluss von der Flüchtlingsanerkennung

führen kann, in der Weise zu differenzieren, wie dies in § 60 Abs. 8 Satz 1 Alt. 2 AufenthG

geschehen ist; d.h. nur Personen von der Anerkennung auszunehmen, die nach Erwach

senenstrafrecht verurteilt worden sind.

Dass der Kläger zu einer Jugendstrafe von drei Jahren und sechs Monaten verurteilt wor

den ist, erfüllt somit den Ausschlussgrund des § 60 Abs. 8 Satz 1 Alt. 2 AufenthG nicht

und rechtfertigt damit auch nicht den Widerruf seiner Asyl- und Flüchtlingsanerkennung.

Nach dem aktuellen Bundeszentralregisterauszug ist der Kläger zwar nach dem Verbü

ßen der Jugendstrafe auch bereits zweimal nach Erwachsenenstrafrecht verurteilt wor

den. Die dabei ausgesprochenen (Freiheits-)Strafen von maximal vier Monaten erreichen

jedoch die Schwelle des § 60 Abs. 8 Satz 1 Alt. 2 AufenthG ersichtlich nicht.

bb) Zur nationalen Umsetzung gemeinschaftsrechtlich zwingender Vorgaben erkennt das

Bundesverwaltungsgericht (vgl. VorlagebeschI. v. 25. 11.2008 - 10 C 46107 -, NVwZ 2009,

592 ff.) darüber hinaus auch eine bloße Änderung der Rechtslage, also eine nachträgliche

Verschärfung der Anerkennungsvoraussetzungen, als hinreichenden Grund für den Wi

derruf nach § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG hinsichtlich einer ursprünglich rechtmäßigen An

erkennung jedenfalls als Flüchtling an, nämlich konkret bezogen auf die Verwirklichung

eines Ausschlussgrundes nach dem der Umsetzung des Art. 12 Abs. 2 und 3 der
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Richtlinie 2004/83/EG dienenden § 3 Abs. 2 AsylVfG (auch) bereits vor der Anerkennung

des betroffenen Ausländers. Ob dieser Rechtsprechung zu folgen ist, kann hier offen blei

ben. Denn der Kläger hat vor seiner Anerkennung keinen Ausschlussgrund nach § 3

Abs. 2 AsylVfG verwirklicht, wie die Beklagte in der mündlichen Verhandlung unter Aufga

be ihres vorhergehenden gegenteiligen, auf nur auszugsweiser Kenntnis des Sachverhal

tes beruhenden schriftsätzlichen Vorbringens zutreffend selbst erkannt hat. Denn der Aus

schluss von der Flüchtlingsanerkennung erstreckt sich nach § 3 Abs. 2 Satz 2 AsylVfG

zwar auch auf diejenigen Ausländer, die die in Satz 1 benannten Taten nicht selbst bege

hen, sondern dazu anstiften oder "sich in sonstiger Weisedaran beteiligt haben". Nach

der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (vgl. den Vorlagebeschluss v.

14.10.2008 - 10 C 48/07 -, BVerwGE 132, 79 ff.) "muss der betroffene Ausländer die

schwere nichtpolitische Straftat" (i. S. d. Art. 12 Abs. 2 b der Oualifikationsrichtlinie bzw.

§ 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AsylVfG) "damit nicht selbst begangen haben, er muss für sie aber

persönlich verantwortlich sein. Hiervon ist im Allgemeinen auszugehen, wenn eine Person

die Straftat persönlich begangen hat oder in dem Bewusstsein, dass ihre Handlung oder

Unterlassung die Ausübung des Verbrechens erleichtern würde, wesentlich zu ihrer

Durchführung beigetragen hat (vgl. Abs. 18 der UNHCR-Richtlinien). Erfasst werden da

mit nicht nur aktive Terroristen und Teilnehmer im strafrechtlichen Sinne, sondern auch

Personen, die im Vorfeld Unterstützungshandlungen zugunsten terroristischer Aktivitäten

vornehmen (vgl. BVerfG, Beschluss vom 10. Juli 1989 a.a.O. zu den Grenzen des Asyl

grundrechts)". Diese Grundsätze für die Auslegung des Art. 12 Abs. 2 b, 3 der Oualifikati

onsrichtlinie bzw. § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2, Satz 2 AsylVfG gelten sinngemäß auch für das

Verständnis der anderen in Art. 12 Abs. 2 (a und c) der Oualifikationsrichtlinie bzw. § 3

Abs. 2 Satz 1 Nrn. 1 und 3 AsylVfG bezeichneten Handlungen und schließen es aus, die

vom Kläger begangenen Taten noch als Unterstützung i. S. d. Art. 12 Abs. 3 der Oualifika

tionsrichtlinie bzw. des § 3 Abs. 2 Satz 2 AsylVfG anzusehen. Denn dass von ihm und

anderen Kindern oder Jugendlichen Parolen zu Gunsten der PKK oder Bilder von Öcalan

an Wände "geschmiert" worden sind, erleichterte weder die Begehung von Verbrechen

durch die PKK noch lag darin ein wesentlicher Durchführungsbeitrag. Andernfalls würde

der Ausschlusstatbestand ins Uferlose ausgeweitet und weite Teile der kurdischen Bevöl

kerung in der Türkei treffen, die beispielsweise in den früheren Notstandsprovinzen auf

Druck der PKK deren Mitgliedern Lebensmittel gegeben oder sich auf Demonstrationen

für Öcalan eingesetzt haben. Ein solches extensives Verständnis der Ausschlussklausel

ist jedoch nicht gewollt (vgl. GK-AsyIVfG, § 2, Rn. 60, wonach die Leistung von Hilfsdiens

ten wie etwa das Verteilen von Flugblättern grundsätzlich nicht ausreichend ist).
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cc) Die vorgenannte Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur begrenzten

Zulässigkeit des Widerrufs wegen der nachträglichen Verschärfung der Voraussetzungen

für die Anerkennung als Flüchtling ist schließlich nicht in dem Sinne erweiterungsfähig.

dass auch eine bedingt durch die Umsetzung der Qualifikationsrichtlinie 2004/83/EG er

folgte - geringfügige - Änderung des Wahrscheinlichkeitsmaßstabes bzw. des Beweisma

ßes für die Anerkennung eines vorverfolgten Ausländers als Flüchtling (vgl. dazu

BVerwG. Urt. v. 27.4.2010 - 10 C 5/09 -) den Widerruf einer vormals nach Maßgabe des

nationalen Rechts. d.h. hier nach § 51 Abs. 1 AusiG. erfolgten Flüchtlingsanerkennung

rechtfertigen kann. Denn die Qualifikationsrichtlinie beansprucht nach ihrem Art. 14 Abs. 1

grundsätzlich keine Rückwirkung auf Altanträge und enthält auch keine allgemeine Ver

pflichtung, Altanerkennungen von Flüchtlingen nach nationalem Recht über die in Art. 14

Abs. 3 der Qualifikationsrichtlinie aufgeführten. hier aber nicht gegebenen Voraussetzun

gen hinaus. allgemein bei Abweichungen vom nunmehr geltenden Gemeinschaftsrecht

aufzuheben; insoweit gelten nach Art. 3 der Qualifikationsrichtlinie günstigeres nationales

Recht und darauf beruhende Altanerkennungen fort. Es kann deshalb offen bleiben. ob

der Kläger im Jahr 2000 auch nach Maßgabe der aus Art. 4 Abs. 4 der Qualifikationsricht

linie folgenden Beweiserleichterung als Flüchtling anzuerkennen gewesen wäre.

b) Kommt somit nur § 73 Abs. 1 AsylVfG unmittelbar als Rechtsgrundlage für den Wider

ruf in Betracht, so darf der betroffene Ausländer nach Satz 1 dieser Bestimmung heute

nicht mehr die Voraussetzungen für eine Anerkennung als Asylberechtigter oder als

Flüchtling erfüllen. Diese Voraussetzungen müssen nachträglich, d.h. nach dem für die

Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Anerkennungsbescheides maßgeblichen Zeitpunkt

weggefallen sein. Zudem muss die Veränderung der Umstände, aufgrund derer der Be

troffene ursprünglich als Asylberechtigter oder als Flüchtling anerkannt worden ist. erheb

lich und nicht nur vorübergehend sein (vgl. BVerwG. Urt. v. 1.11.2005 - 1 C 21/04-.

BVerwGE 124. 276 ff.). Jedenfalls an der letztgenannten Voraussetzung mangelt es hier.

Der Gesetzgeber hatte bei Schaffung der Vorläufervorschrift des § 73 Abs. 1 AsylVfG

insbesondere den in der Praxis häufigsten Widerrufsgrund vor Augen. dass "in dem Ver

folgungsland ein Wechsel des politischen Systems eingetreten ist, so dass eine weitere

Verfolgung nicht mehr zu befürchten ist" (vgl. Gesetzentwurf zum AsylVfG. BT-Drs. 9/80

v. 5.7.1981. S. 18 zu § 11). Der spätere Wegfall der Verfolgungsgefahr durch einen

Wechsel oder eine Änderung der politischen Verhältnisse im Heimatstaat stellt demnach

zwar den Hauptanwendungsfall des § 73 Abs. 1 AsylVfG dar. die Anwendung dieser Be

stimmung ist aber nicht hierauf beschränkt. vielmehr soll hiervon der nachträgliche Weg-
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fall aller Voraussetzungen für die Asyl- oder Flüchtlingsanerkennung erfasst werden.

Dementsprechend geht auch die Rechtsprechung davon aus, dass "vor allem" bzw. ins

besondere die Widerrufsvoraussetzungen vorliegen, wenn die Gefahr politischer Verfol

gung im Heimatstaat nicht mehr besteht, die Widerrufsvoraussetzungen aber nicht auf

diesen praktisch häufigsten Anwendungsfall beschränkt sind (vgl. BVerwG, Urt. v.

1.11.2005, a. a..0.). Der Wegfall der Verfolgungsgefahr kann seinen Grund also nicht nur

in einer Änderung der allgemeinen politischen und rechtlichen Verhältnissen des Heimat

landes, sondern - bei gleichbleibenden allgemeinen politischen Verhältnissen im Her

kunftsland - auch in der Person des Begünstigten haben (vgl. etwa Marx, AsylVfG, Kom

mentar, 7. Aufl., Ziff. 3.5.2.3.3.8, m w. N.). Dies kann beispielsweise der Fall sein, wenn

zwar eine Gruppenverfolgung zu Lasten einer bestimmten religiösen Minderheit andauert,

der als Asylberechtigter bzw. als Flüchtling Anerkannte die insoweit maßgebliche religiöse

Grundüberzeugung aber nach seiner Anerkennung aufgegeben hat. Ist somit der Begriff

der "Umstände" i. S. d. § 73 Abs. 1 Satz 2 AsylVfG, die nachträglich weggefallen sein

müssen, weit zu verstehen, so kann sich ein Wegfall der Verfolgungsgefahr schließlich

auch durch das Verhalten Dritter oder schlicht durch Zeitablauf ergeben. Zu denken ist

hier etwa an die Fälle, in denen der betroffene Ausländer wegen der Gefahr sippenhaft

ähnlicher Verfolgungsmaßnahmen anerkannt worden ist, eine solche Gefahr aber nach

träglich deshalb weggefallen ist, weil aufgrund einer Verhaltensänderung des unmittelbar

betroffenen "Sippenhaftvermittlers" auch kein Interesse mehr an den nahen Angehörigen

besteht. Durch bloßen Zeitablauf könnte sich eine Verfolgungsgefahr z. B. dann erledigen,

wenn dem Betroffenen eine asylrelevante Strafverfolgung drohte, insoweit durch Zeitab

lauf Verjährung eingetreten ist und auch keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass unab

hängig von der Rechtslage weiterhin asylrelevante Verfolgungsmaßnahmen zu befürchten

sind, oder in den Fällen, in denen eine Verfolgungsgefahr lediglich auf Angehörige einer

bestimmten Altersgruppe begrenzt ist, aus der der betroffene Ausländer durch Zeitablauf

herausgefallen ist.

Ist eine solche grundlegende Änderung der verfolgungsrelevanten Umstände zu bejahen,

so ist es für den Widerruf unerheblich, ob die Anerkennung ursprünglich rechtmäßig oder

rechtswidrig war. Nach § 73 Abs. 1 AsylVfG können auch rechtswidrige Anerkennungen

widerrufen werden (vgl. etwa BVerwG, Beschl. v. 20.6.1996 - 9 B 644/95 -, juris, und v.

27.6.1997 - 9 B 280/97 -, NVwZ-RR 1997, 741 f.). Allerdings ist ein solcher Widerruf einer

- rechtmäßigen oder rechtswidrigen - Anerkennung nach § 73 Abs. 1 Satz 1 AsylVfG stets

nur zulässig, wenn sich die maßgeblichen Verhältnisse nachträglich erheblich geändert

haben; eine bloße Änderung der Erkenntnislage oder deren abweichende Würdigung ge-
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nügt hingegen nicht (BVerwG, Urt. v. 19.9.2000 - 9 C 12/00 -, BVerwGE 112, 80 ff.). Ab

zustellen ist also insoweit auf die objektiven Verhältnisse im maßgeblichen Zeitpunkt für

die Anerkennung, nicht aber auf die Richtigkeit deren rechtlicher Würdigung durch das·

beklagte Bundesamt oder - bei verwaltungsgerichtlicher Verpflichtung - durch das Verwal

tungsgericht. Die einzelfallbezogenen Gründe für die Anerkennung des betroffenen Aus

länders sind gleichwohl nicht bedeutungslos, sondern vielmehr insoweit maßgeblich, als

hierauf tragend die Anerkennung gestützt worden ist. Sind diese Anerkennungsgründe 

wie vorliegend und üblicherweise bei einer Anerkennung durch das beklagte Bundesamt 

im Anerkennungsbescheid nicht ausdrücklich benannt, so sind sie aus dem Zusammen

hang, insbesondere aus den im Rahmen der Anhörung gemachten und - wie durch die

Anerkennung ersichtlich - mutmaßlich als glaubhaft angesehenen Angaben des aner

kannten Ausländers zu erschließen (vgl. VG München, Urt. v. 15.4.2010 - M 24 K

09.50122 u. 50459 - ,juris, m. w. N.).

Wie der Senat wiederholt entschieden hat (vgl. etwa Beschl. v. 12.4.2010 - 11 LA 54/10-,

juris), ist bei der nach den vorherigen Kriterien gebotenen Prüfung, ob die Anerkennungs

voraussetzungen nachträglich im Sinne des § 73 Abs. 1 AsylVfG weggefallen sind, die

allgemeine Situation in dem Heimatstaat des Berechtigten zwar zu berücksichtigen, hier

auf aufbauend aber letztlich entscheidend auf die individuelle Situation des als Asylbe

rechtigten bzw. Flüchtling anerkannten Ausländers abzustellen, dem dieser Status wieder

entzogen werden soll. In Abhängigkeit von den Umständen, die zur Zuerkennung des

jeweiligen Schutzstatus geführt haben, sind also auch die Anforderungen an die Verbes

serung der Lage im Heimatstaat und an eine Gefährdung im Falle der Rückkehr individu

ell zu bewerten. Entscheidend für einen Widerruf ist demnach die Feststellung, dass sich

diese Verhältnisse erheblich und nicht nur vorübergehend verbessert haben und deshalb

jedenfalls der konkret betroffene vorverfolgte Asylberechtigte vor erneuter Verfolgung hin

reichend sicher bzw. die Vermutung einer Wiederholung der Verfolgung eines vorverfolgt

ausgereisten Flüchtlings widerlegt ist. Hingegen ist für den Widerruf nicht die Feststellung

erforderlich, dass es im Heimatland des betroffenen Ausländers ausnahmslos oder zu

mindest bei allen Angehörigen der Gruppe, der auch der betroffene Ausländer angehört,

zu keinen asyl- bzw. flüchtlingsrelevanten Übergriffen mehr kommt.

Gemessen an diesen Kriterien kann hier nicht festgestellt werden, dass sich die Verhält

nisse seit der Anerkennung des Klägers in der für einen Widerruf seiner Anerkennungen

rechtfertigenden Weise, d.h. erheblich und nicht nur vorübergehend verbessert haben.
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Auszugehen ist dabei von der Annahme, dass der Kläger wegen einer individuellen, auf

eigenen politischen Aktivitäten beruhenden Verfolgung anerkannt worden ist. Hiervon

geht auf ausdrückliche Nachfrage des Gerichts auch die Beklagte aus. Danach erfolgte

die Anerkennung "im Wesentlichen wegen der politischen Aktivitäten des Klägers in einer

Jugendgruppe der PKK" und beruhte "darauf, dass dem Kläger deswegen Verhaftung und

Folter drohte". Der Kläger hatte sich damals zwar auch auf Aktivitäten von nahen Ver

wandten zugunsten der PKK berufen und hat dieses Vorbringen in der mündlichen Ver

handlung des Senats noch einmal vertieft. Die entsprechenden Ausführungen des Klägers

zu den Aktivitäten seines Vaters und neuerdings auch eines Bruders waren und sind je

doch nicht hinreichend konkret. Sie ließen insbesondere keine konkrete Strafverfolgungs

gefahr dieser Verwandten wegen ihnen vorgeworfener PKK-Aktivitäten oder Unterstüt

zung erkennen. Die Anerkennung des Klägers ist somit nicht, und zwar auch nicht ergän

zend, auf eine Verfolgungsgefahr wegen sippenhaftähnlicher Maßnahmen gestützt wor

den. Soweit der Kläger selbst als individuell gefährdet angesehen worden ist, kann wei

terhin nicht davon ausgegangen worden sein, dass ihm eine Strafverfolgung drohte. Denn

weder hat er sich bei seiner Anhörung selbst auf eine drohende Strafverfolgung berufen

noch kam dies angesichts seines Alters im August 1998, als er sich zuletzt politisch bzw.

strafrechtlich relevant in der Türkei betätigt hat, in Betracht. In diesem Zeitpunkt war er

nämlich bei einem Geburtsdatum vom 4. November 1986, mit dem er im türkischen Re

gister verzeichnet ist, erst elf Jahre alt und damit allenfalls eingeschränkt strafmündig so

wie nach dem damaligen türkischen Strafgesetzbuch nur mit der Einweisung in ein Kin

derbetreuungs- oder Erziehungsheim bedroht (vgl. die in der mündlichen Verhandlung

angesprochenen Erkenntnisse des Bundesamtes v. April 2003 zur Türkei, Ziffer 7, Seite

14 zum damals noch geltenden, alten türkischen StGB, und v. November 2004, Ziffer 1.1.,

S. 5, wonach gemäß dem aktuellen türkischen Strafrecht seit dem 1. April 2005 Straf

mündigkeit generell erst ab dem 12. Lebensjahr besteht). Dass gegenüber dem Kläger als

11-jährigem in der Türkei damals (dennoch) allgemeine Strafverfolgungsmaßnahmen ein

geleitet worden wären, ist jedoch weder von ihm vorgetragen worden noch aus der Er

kenntnislage für den Senat feststellbar. Ebenso wenig ist ersichtlich, dass damals im

Raum gestanden hat, das mutmaßlich falsche Geburtsjahr des Klägers in der Türkei von

Amts wegen zu ändern, soweit dies überhaupt möglich wäre, und im Anschluss hieran

Strafverfolgungsmaßnahmen gegen ihn einzuleiten. Die vom beklagten Bundesamt da

mals bejahte Gefahr einer Verfolgung kann sich also nur auf eine Wiederholung der

rechtswidrigen Übergriffe seitens der staatlichen Sicherheitsorgane zu Lasten des Klägers

bezogen haben. Außerdem ist der Kläger zwar im August 1998 schwerwiegend misshan

delt worden, hat danach aber seine politischen Aktivitäten in der Jugendgruppe eingestellt
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und ist bis zu der vom Bundesamt damals als glaubhaft angesehenen Ausreise im De

zember 1999 auf dem Luftweg in der Türkei unbehelligt geblieben. Dies soll aber seinen

Angaben zufolge daran gelegen haben, dass er sich schon während dieser Zeit meistens

bei Verwandten und Freunden "versteckt" habe. Seine Anerkennung beruht also auf der

Annahme, dass auch ein lediglich im eingeschränkt strafmündigen Alter wegen Aktivitäten

in einer die PKK unterstützenden Jugendgruppe den Sicherheitsbehörden auffällig ge

wordener kurdischer Volkszugehöriger, der deshalb anlassbezogen festgenommen und

misshandelt worden ist, auch mit einem zeitlichen Abstand von über einem Jahr nach

Beendigung der Misshandlung noch (unmittelbar) von erneuter Verfolgung bedroht ist.

Ob diese Annahme tatsächlich zutraf und die Anerkennung rechtfertigte, ist nach den vor

stehenden Ausführungen im vorliegenden Zusammenhang unerheblich. Entscheidend ist

für die Rechtmäßigkeit des Widerrufs allein, ob sich insoweit zwischenzeitlich eine erheb

liche und nicht nur vorübergehende Änderung ergeben hat. Diese Frage ist zu verneinen.

Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass in der Türkei unverändert, wenn nicht gar im höhe

ren Umfang als im Jahr 2000 strafrechtliche Verfolgungsmaßnahmen einschließlich Inhaf

tierungen auch gegenüber zum Teil erst 13-jährigen, also minderjährigen kurdischen

Volkszugehörigen stattfinden, die durch Aktivitäten zugunsten der PKK bzw. durch Maß

nahmen bei Demonstrationen, die - wie Steinwürfe - als solche PKK-Unterstützung gewer

tet werden, aufgefallen sind (vgl. etwa Briefing Notes des beklagten Bundesamtes v.

26.4.2010; SZ v. 28.4.2010 sowie ergänzend NZZ v. 11.6.2010). Trotz massiver Kritik in

der Öffentlichkeit und angekündigter Reformbestrebungen ist diese Praxis - soweit be

kannt - bislang nicht umfassend eingestellt worden, wenn es auch nach den in der münd

lichen Verhandlung zusammengefasst wiedergegebenen neuesten Erkenntnissen des

Senats (vgl. FAZ v. 24.7.2010, wonach eine vom türkischen Parlament beschlossene Än

derung des Antiterrorgesetzes dazu führen soll, dass "gewaltsam protestierende minder

jährige Kurden nichlmehr so hart bestraft werden wie bisher", sowie zur darauf beruhen

den Freilassung der im o. a. SZ-Bericht v. 28.4.2010 benannten Kurdin jetzt ANF v.

27.7.2010, zit. nach dem ISKU-Pressespiegel) zu ersten Freilassungen gekommen ist.

Damit ist noch nicht belegt, dass auch dem mittlerweile volljährigen Kläger wegen seiner

früheren vergleichbaren Aktivitäten noch eine - zudem asyl- oder flüchtlingsrelevante 

Verfolgung droht. Aber es wird doch deutlich, dass sich in der Türkei die allgemeine Be

wertung selbst bei untergeordneten Unterstützungshandlungen zu Gunsten der PKK nicht

grundlegend geändert hat, sondern solche Handlungen weiterhin selbst bei Minderjähri

gen als (straf-)verfolgungswürdig angesehen werden.
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Zudem kommt es im Polizeigewahrsam bzw. durch Polizeikräfte weiterhin zu Misshand

lungen, ohne dass hiergegen bislang effektiv in hinreichendem Umfang seitens des türki

schen Staats eingeschritten würde (vgl. neben den Jahresberichten 2009 von IHD und

TIHV auch Ziffer 111. 2 ("Folter") des aktuellen Lageberichts des Auswärtigen Amtes v.

11.4.2010). Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass der von der türkischen Regierung ein

geleitete Prozess der "demokratischen" bzw. "kurdischen Initiative" mit dem Ziel, den kur

dischen Volkszugehörigen mehr Freiheiten einzuräumen, schon innerhalb des Staatsap

parats nicht einhellig unterstütz1 wird (S. 12 des aktuellen Lageberichts des Auswärtigen

Amtes v. 11.4.2010), durch die Reaktion in der Opposition und in der kurdischen Bevölke

rung auf die Rückkehr u. a. von ehemaligen Kämpfern der PKK aus dem Irak in die Türkei

im Oktober 2009 einen Rückschlag erlitten hat und durch die seit dem Juni 2010 von der

PKK wiederaufgenommenen bewaffneten Übergriffe zusätzlich gefährdet ist (vgl. SZ v.

21.6.2010 und lediglich ergänzend ANF v. 1.8.2010, zit. nach dem ISKU-Pressespiegel,

wonach allein im Juli 2010 in Folge der bewaffneten Auseinandersetzungen 174 Soldaten,

9 Polizisten und 38 "Guerillas" gestorben sein sollen). In der Presse{vgl. FAZ v.

23.6.2010) ist die Entwicklung dahin zusammengefasst worden, dass sich die kurdische

Initiative von einem Rückschlag im Oktober 2009 nicht erholt habe, es einstweilen keine

weiteren (kurdischen) Rückkehrer geben werde und die Türkei "noch lange nicht das Land

ist, in das Kurden ... sorglos zurückkehren könnten".

Auch wenn es im Fall des Klägers altersbedingt zu keiner Strafverfolgung gekommen ist,

kann danach für den wegen vermeintlicher PKK-Unterstützung im (offiziellen) Alter von

11 Jahren in Polizeihaft schwer misshandelten Kläger eine erhebliche und nicht nur vorü

bergehende Verbesserung seiner Lage bei einer Rückkehrin die Türkei bislang nicht

festgestellt werden.

Haben sich also insoweit die maßgeblichen Umstände nicht grundlegend geändert, so

kann ein Wegfall der Verfolgungsgefahr für den Kläger auch nicht allein unter dem Ge

sichtspunkt bejaht werden, dass seit seinen letzten relevanten Aktivitäten nunmehr nicht

lediglich - wie vor seiner Ausreise - gut ein Jahr. sondern über ein Jahrzehnt verstrichen

und er auch im Bundesgebiet nicht exilpolitisch tätig geworden ist. Die Wahrscheinlichkeit

einer erneuten asyl- bzw. flüchtlingsrelevanten Festnahme und/oder Misshandlung des

Klägers ist dadurch zwar (weiter) vermindert. Allerdings liegt darin nur eine graduelle.

nicht aber die für den Widerruf erforderliche erhebliche Änderung der Verhältnisse. Denn

auch im Ausreisezeitpunkt war der Kläger nicht aktuell. sondern allenfalls in Abhängigkeit

von Aktivitäten anderer Familienangehöriger oder anderer Angehöriger der Jugendgrup-
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pe, der er zuvor angehörte, gefährdet, Opfer rechtswidriger polizeilicher Übergriffe zu

werden. Eine solche, schwer quantifizierbare Gefahr kann in Abhängigkeit von den Aktivi

täten der genannten oder sonstigen dem Kläger aus Sicht der Sicherheitskräfte naheste

henden Dritten aber auch heute noch nicht gänzlich ausgeschlossen werden.

Soweit von dem beklagten Bundesamt zur Rechtfertigung des Widerrufsbescheides

schließlich noch auf die Ausführungen in dem aktuellen Lagebericht des Auswärtigen Am

tes (vgL S. 28) verwiesen wird, wonach in jüngerer Zeit selbst bei exponierten Regime

gegnern keine Misshandlungen bei der Rückkehrkontrolle am Flughafen in der Türkei

festgestellt worden seien, steht diese Erkenntnis der vorherigen Bewertung ebenfalls nicht

entgegen. Denn bei der Kontrolle an den Grenzstellen liegt das Hauptaugenmerk darauf,

ob es sich bei dem Rückkehrer um jemanden handelt, der sich, insbesondere aktuell,

strafrechtlich relevant verhalten hat. Das ist jedoch aus den dargelegten Gründen beim

Kläger nicht der Fall und stellte auch nicht den Grund für seine ursprüngliche Anerken

nung dar. Außerdem hat der Senat bereits in seinem Urteil vom 18. Juli 2006 (- 11 LB

75/06 -, juris, dort Rn. 60 f.) darauf hingewiesen, dass - soweit bekannt - unter den (bis

lang) in die Türkei Zurückgekehrten oder Abgeschobenen keine im Bundesgebiet aner

kannten Asylberechtigten oder Flüchtlinge gewesen sind und daher für diesen, hier betrof

fenen Personenkreis das Fehlen von Referenzfällen zu einer Misshandlung bei einer

Rückkehr in die Türkei nur begrenzt aussagekräftig ist.

Mit der vorgenannten Einschätzung befindet sich der Senat - soweit ersichtlich - in Über

einstimmung mit der überwiegenden Ansicht in der Rechtsprechung, in der - allerdings

teilweise mit einem etwas anderen, mehr auf die allgemeinen und weniger auf die hier für

ausschlaggebend erachteten individuellen Verhältnisse abstellenden Begründung - der

Widerruf von Asyl- bzw. Flüchtlingsanerkennungen aufgehoben worden ist, soweit er Per

sonen betraf, die in der Türkei wegen Unterstützung der PKK vorverfolgt und deshalb an

erkannt worden sind (vgL die Auswertung von Lange für den UNHCR: "Türkei - Verwal

tungsgerichtliche Entscheidungen zu Widerrufen", Oktober 2008, sowie die Antwort der

Bundesregierung vom 28.1.2009, BT-Drs. 16/11745, zu "Widerrufsverfahren gegen aner

kannte kurdische Flüchtlinge"; ergänzend aus neuerer Zeit etwa VG München, Urt. v.

15.4.2010 - M 24 K 09.50122 und 50459 -, a. a. 0., juris, m. w. N, sowie aus der oberge

richtlichen Rechtsprechung: OVG Koblenz , BeschL v. 5.11.2009 - 10 A 10817/09 -; OVG

Schleswig, Urt. v.9.2.2010 - 4 LB 9/09 -). Nach den Angaben des beklagten Bundesam

tes in dem Heft "Asyl in Zahlen 2009" (S. 61, Tabelle 19) hat es im vergangenen Jahr bei

insgesamt 5.540 Widerrufsverfahren bezogen auf türkische Staatsangehörige in der weit
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überwiegenden Zahl von 4.084 Fällen auch selbst von einer Aufhebung, d.h. einem Wi

derruf oder einer Rücknahme, abgesehen.

Kann somit nicht festgestellt werden, dass diejenigen Umstände, die zur Anerkennung

des Klägers geführt haben, im Sinne des.§ 73 Abs. 1 AsylVfG nachträglich weggefallen

sind, kann dahinstehen, ob eine (erneute) Verfolgung des Klägers mit der jeweils bezogen

auf die Asyl- bzw. Flüchtlingsanerkennung notwendigen Wahrscheinlichkeit (auch) wegen

des bevorstehenden Wehrdienstes in Betracht kommt.

c) Selbst wenn man aber der vorherigen Bewertung nicht folgt, steht einem Widerruf doch

jedenfalls § 73 Abs. 1 Satz 3 AsylVfG entgegen. Von einem Widerruf ist danach abzuse

hen, wenn sich aus dem konkreten Flüchtlingsschicksal besondere Gründe ergeben, die

eine Rückkehr unzumutbar erscheinen lassen. Maßgeblich sind somit Nachwirkungen

früherer Verfolgungsmaßnahmen, ungeachtet dessen, dass diese abgeschlossen sind

und sich aus ihnen für die Zukunft keine Verfolgungsgefahr mehr ergibt. Der Rückkehr in

den Heimatstaat müssen (gegenwärtige) zwingende Gründe entgegenstehen (d.h. eine

Rückkehr muss unzumutbar sein). Diese Gründe müssen außerdem auf einer früheren

Verfolgung beruhen. Zwischen der früheren Verfolgung und der Unzumutbarkeit der

Rückkehr muss daher bereits nach dem Wortlaut der Bestimmung ein kausaler Zusam

menhang bestehen (vgl. BVerwG, Urt. v. 1.11.2005, a. a. 0.). Solche besonderen Gründe,

die etwa auch bei ehemaligen Lager- oder Gefängnisinsassen gegeben sein können, die

Opfer von Gewalt gewesen sind (vgl. Salomons/Hruschka, ZAR 2005,1,3, m. w. N.), sind

beim Kläger zu bejahen. Denn er ist im August 1998 in der Türkei anlässlich seiner Fest

nahme als Minderjähriger auf einem Polizeirevier schwer misshandelt worden und hat

dabei, also verfolgungsbedingt erhebliche Narben am ganzen Körper davongetragen.

Er hat also jedenfalls einen physisch fortwirkenden Schaden erlitten, an dem er bei jedem

Blick in den Spiegel lebenslang erinnert wird. Unter Berücksichtigung des humanitären

Schutzgehaltes des § 73 Abs. 1 Satz 3 AsylVfG erscheint deshalb für ihn selbst bei Weg

fall einer Verfolgungsgefahr eine Rückkehr in die Türkei als unzumutbar.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Zur KlarsteIlung wird darauf hin

gewiesen, dass Gerichtskosten nach § 83b AsylVfG nicht zu erheben sind. Die Entschei

dung über die vorläufige Vollstreckbarkeit beruht auf § 167 VwGO i. V m. §§ 708 Nr. 10,

711 ZPO.
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Gründe für die Zulassung der Revision gemäß § 132 Abs. 2 VwGO sind nicht gegeben.

Rechtsmittelbelehrung

Die Nichtzulassung der Revision kann innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses

Urteils beim

Niedersächsischen Oberverwaltungsgericht,
Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg

oder
Postfach 2371,21313 Lüneburg,

durch Beschwerde angefochten werden. Die Beschwerde ist schriftlich oder in elektroni
scher Form nach Maßgabe der Verordnung des Niedersächsischen Justizministeriums
über den elektronischen Rechtsverkehr in der Justiz vom 3. Juli 2006 (Nds. GVBI. S. 247)
einzulegen. Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. Die Beschwerde
ist innerhalb von zwei Monaten nach der Zustellung dieses Urteils zu begründen. Die Be
gründung ist bei dem Oberverwaltungsgericht einzureichen. In der Begründung der Be
schwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache dargelegt oder die Ent
scheidung des Bundesverwaltungsgerichts, des Gemeinsamen Senats der obersten Ge
richtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsgerichts, von der das Urteil abweicht,
oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. Der Beschwerdeführer muss sich durch
einen Rechtsanwalt oder durch einen Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im
Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevollmächtig
ten vertreten lassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts ein
schließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen
schlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder
durch Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer
Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli
chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen; dabei stehen Diplomju
risten nach Maßgabe des § 5 Nr. 6 2. Alt. RDGEG den Personen mit Befähigung zum
Richteramt gleich. Ein Rechtsanwalt oder Rechtslehrer an einer deutschen Hochschule im
Sinn des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt kann sich selbst

vertreten.

Dr. Heidelmann Tröster Kurbjuhn


